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Drei Jahre später: Wer rehabilitiert die Opfer?
Drei Jahre sind es her, seitdem die alte SE B-Politik  in einer 

W e lle  von Streiks und niclitbefohlenen, echten Demonstrationen 
begraben werden mußte. Eine K ette  brutaler Gewalttaten stellte 
damals die „Ordnung“  w ieder her. D ie  sich m it der Masse der 
Bevölkerung gegen die SED erhoben hatten, wurden nach A rt 
der Geisel-Festsetzung als „bestochene Agenten“  in die Zucht­
häuser geworfen. Der Aufstand wurde zum „faschistischen 
Putsch“  deklassiert, um die Solidarität der Freigebliebenen mit 
den Verhafteten zu brechen. D ie SED fand eine eigene Juni- 
Legende, an der sie drei Jahre festgehalten hat. Jetzt muß sie 
diese Juni-Lüge revidieren, die Umstände zwingen sie dazu. 
Und es w ird  an uns liegen, der SED die Konsequenzen einer 
solchen Revision zu erklären.

Seit etwa drei Wochen w er­
den in der Zone Verhaftete des 
17. Juni fre igesetzt. D er dama­
lig e  SED - Justizm inister Rech­
ner, der die Rechtm äßigkeit der 
Streikaktionen anerkennen und 
dafür selbst ins Gefängnis wan­
dern mußte, ist w ieder auf 
fre iem  Fuß. D ie kommunisti­
schen „Verrä ter“  des Juni-Auf­
standes, Herrnstadt und Zais- 
ser, sind längst w ieder rehabili­
t iert. D er eine arbeitet in  Thü­
ringen in einer Staatsfönktioii, 
der andere bildet bei Moskau 
Soldaten aus.

D er Streikführer vom Block 40 
in  der Stalinallee, von w o der 
Aufstand seinen. Ausgang nahm, 
wurde in  diesen Tagen  fre ige ­
lassen. Eine ganze Reihe von 
Gewerkschaftern und sogar 
SED-M itgliedern, die damals 
angeblich „in  westlichem Sold“ 
gestanden haben, sind w ieder 
in  ihre Funktionen zurückge­
kehrt. Man hat sie nur in  die 
P rov in z  abgeschoben, um un­
nötige Diskussionen zu um­
gehen. D er ganze 17. Juni „w ar ' 
eigentlich nie gewesen“  . . .

W er  aber plädiert fü r jene 
Sowjetzonenbewohner, die vor 
drei Jahren als einfache B ürger 
auf die Straße gingen, um erst­
mals offen ihre Meinung zu be­
kunden? Man amnestiert SPD- 
Angehörige, w eil man sich da­
von eine Geste in R ichtung 
„Aktionseinheit“ verspricht. Man

setzt SED-Leute und FDGB- 
M itg lieder w ieder in ihre Funk­
tionen ein, w eil man stillschwei­
gend die L ü ge  von damals rev i­
dieren und den Meinungswech­
sel im  kommunistischen Kreise 
glaubhaft machen w ill. Aber die 
anderen, von deren Schicksal 
nur die Angehörigen und die 
nächsten Nachbarn wissen, w er 
w ird  sie rehabilitieren?

Man hat vie le Juni-Verhaftete 
nachträglich unter der Beschul­
digung vor ein Gericht gestellt, 
sie hätten vor drei Jahren, ein 
Fabrikfenster eingeworfen oder 
m it einem heruntergerissenen 
SED-Transparent „Volkseigen­
tum“ zerstört. Andere wurden 
nach mehrmonatiger H a ft ent­
lassen und arbeiten seither als 
Bürger zw eiter K lasse in  „B e­
währung". D ie Zahl der in den 
SSD-Haftanstalten verschwun­
denen und anderw eitig gemaß- 
regeiten  Juni-Opfer w ird  von 
Angehörigen des kommunisti­
schen Apparates selbst auf etwa 
15 000 geschätzt. Dem W esten 
w ird  es überlassen bleiben, fü r 
die ' W iedergutmachung dieses 
Unrechts einzutreten.

Das E in treten des Westens 
fü r die Juni-Opfer ist von der 
SED in den letzten Jahren oft 
so ausgelegt worden, daß diese 
angeblich im  Au fträge des W e­
stens oder in Verbindung m it 
Westlichen Stellen gehandelt 
hätten. W er den Aufstand m it­

erlebte, weiß, daß es in  keiner 
Stunde so gewesen ist. In  W est­
berlin  und der Bundesrepublik 
schlugen die ersten Nachrichten 
von den Juni-Vorgängen w ie 
eine Bombe ein, und mancher 
der geis tig  o ft vie l zu spät rea­
gierenden Kommentatoren im  
Westen m ag die Tatsache, w ie  
w en ig  w ir  damals von der ge­
spannten L a ge  in  der Zone 
wußten, beschämt zur Kenntnis 
genommen haben. A ber als die 
ersten Maschinenpistolen-Gar- 
ben fielen, da warteten die Men­
schen in  der Zone auf die H ilfe  
aus dem Westen, die ihnen die­
ser blutenden Herzens nicht ge­
ben durfte.

Das ist die moralische V er­
pflichtung, die w ir  im  W esten 
heute haben: Unser Schicksal 
so eng an das der Mensqhen m  
der Sowjetzone zu bindern daß 
es die SED nicht w agen w ird , 
noch einmal auf eine deutsche 
Bevölkerung zu schießen. M ögen 
in  diesem Sinne alle Schritte 
des Westens verstanden werden«

Niemand stellt unbillige F o r ­
derungen, wenn er die W ieder­
gutmachung des tausendfältigen 
Unrechts vom  Sommer 1953 ver­
langt. D ie SED hat —  wenn 
auch leise und verhalten —  den 
ersten Schritt getan, und sie 
w ird  den zweiten gehen müs­
sen. Sie hat den 17. Juni —  den 
sie selbst verschuldete —  zu 
einer Verschärfung der Spal­
tung Deutschlands und insbe­
sondere Berlins genutzt. Sie 
w ird  kein Gespräch m it der 
Bundesrepublik erreichen, bevor 
sie die normalen Verhältnisse 
nicht w iederhergestellt hat. Noch 
g ib t es keinen überblick über 
die Zahl der freigelassenen 
Juni-Häftlinge. In  wenigen W o ­
chen w ird  man diesen überblick 
haben. Dann lieg t es an der 
SED, ihre Feh ler von damals 
offen  einzugestehen.

SED muß Juni-Lüge revidieren
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Pankow 
und die Preise

D T . In  großer Aufmachung 
hat die Presse der Sowjetzone 
endlich die „neue große P re is ­
senkung in  der D D R “ verkündet, 
von der in den letzten Wochen 
geflüstert wurde. Sie bezieht 
sich^ in  der Hauptsache aut 
Textilien , Schuh- und Led er­
w aren und ein ige Industrie- 
Waren. überblickt man die 
L isten , so konnte man' den E in­
druck einer großartigen P re is ­
senkung erhalten denn die ge­
nannten Prozentsätze der P re is ­
herabsetzung liegen am häutig­
sten zwischen 25 und 50 Prozent. 
Schaut man aber näher hin, 
dann fa llen  einem m erkwürdige 
„Einschränkungen“, auf. So w ird  
z. B. g es a g t : „Außerdem  ist ein 
Preisnachlaß fü r einen T e il fo l­
gender sonstiger Industriewaren 
beschlossen worden.“ Es werden 
dann Rundfunkgeräte, Foto­
zubehör, Taschenuhren und 
ein ige W irtschaftsgeräte aufge­
zählt. Der Leser w ird  o ft erst 
im  H O -Laden  merken, daß nur 
ein  „T e il“ dieser Warengruppen 
gem eint war. In  der T ex t il­
liste der Preissenkungen häufen 
sich auffallend vie l W aren aus 
Kunstseide und Zellwolle. In  der 
Lederliste fehlen Schuhe mit 
Ledersohlen ganz; nur Schuh­
w erk m it „angegossener Sohle" 
w ird  um 25 Prozent b illiger. 
B ei einer einzigen Kühlschrank­
marke von 45 L itern  w ird  der 
P re is  um 20 Prozent ermäßigt. 
Zwei Staubsauger, „Jette" und 
„Om ega“ , werden um 16 Prozent 
b illiger. D iese Preissenkungs­
aktion. macht doch einen m erk­
würdigen auf besondere A rtikel 
„gezielten “ Eindruck.

Schon eine W e ile  geht das 
Gerücht, daß sieh in der Sow jet­
sone große Bestände von 
„Ladenhütern“  geb ildet haben, 
die man zu den sprichwörtlich 
überhöhten HO -Preisen gar 
nicht mehr loswerden kann. V or 
w enigen Tagen  (am 27. 5.) 
hat das „Neue Deutschland“ 
auch eine R ede des Politbüro- 
M itg liedes F r itz  ölssner ver­
öffentlicht, in der den „F inanz­
funktionären“ der Sowjetzone 
die Lev iten  verlesen wurden, 
w eil sie die marxistische W ert- 
bildüng nicht begriffen  haben 
und meinen, durch finanztech-

nisehe Manipulationen oder 
irgendwelche Tricks fü r den 
Haushalt Geld schatten zu kön­
nen, w ie  ölssner wörtlich sagte.

W as hatten diese „F inanz­
funktionäre" verbrochen? ölss­
ner macht es ihnen deutlich 
klar. „D er Gebrauchswert der 
W aren“ , so sagt er, „ist bei 
längerem  Lagern  der W are 
einer M inderung ausgesetzt, die 
nicht ohne Einfluß auf den zu 
realisierenden Pre is b le ib t.“ 
Dann gibt es Verluste. „Aus 
Angst vor diesem Verlust zö­
gern dann unsere Finanzorgane 
allzuoft die notwendige P re is­
änderung so lange hinaus, bis 
der letzte, d. h. der größte V er­
lust e in tritt.“

ölssner doziert dann in mar­
xistischem Deutsch umständlich 
weiter, daß der W ert einer 
W are erst realisiert wird, 
„wenn sie in die Sphäre der 
Konsumtion ein tritt", selbst 
wenn der Staat die W are vor­
her schon m it der Produktions- 
abgabe (lies Verbrauchssteuer) 
belastet hat. A u f gut deutsch: 
Ladenhüter, die m it hohen P re i­
sen ausgezeichnet, in den R e ­
galen schmoren, bringen dem 
Staat keine Steuern.

Es ist rührend, w ie sich ölss­
ner bemüht, seinen „F inanz­
funktionären das prim itive E in­
maleins des Kaufmanns um­
ständlich beizubringen, wonach 
nur verkaufte W are Erlöse 
bringt und daß es dem „Staat 
nichts niitzt". w ie ölssner sagt, 
„wenn in  der Produktion ein 
hohes zentralisiertes Reinein­
kommen erzeugt ist. die Waren 
dann aber als Überplanbestände 
oder als schwer absetzbare 
W aren im  Handel lagern und 
schließlich m it großen V er­
lusten verkauft werden müssen“. 
Dam it enthüllt er die „chro­
nische Schwäche des sow jet­
zonalen ‘Plansystems. E r kün­
digte darum entsprechende Be­
schlüsse des Politbüros an, die 
als Em pfehlungen an den M i­
nisterrat gehen, und so hoffe er, 
„d ie Lösung dieser F ragen  her- 
beizuführen“ .

D ie je tz t verkündeten gez ie l­
ten Preissenkungen sind offen­
bar das Ergebnis dieser B e­
schlüsse. Sie beweisen, daß 
auch die Planw irtschaft Pan­
kows den Verbraucher nicht 
zw ingen kann, diejenigen Waren 
zu überhöhten Preisen abzu­
nehmen, die ihm nicht gefallen.

A u f eine M illiarde Ostmark

im Jahr w ird  der „Gew inn" der 
Verbraucher in diesem Jahr 
durch diesen Ausverkauf von 
Pankow  berechnet, rund 2 P ro ­
zent des sowjetzor.alen Sozial­
produkts. Dafür geht man dort 
m it Lohnerhöhungen um  so 
sparsamer um. W ir  müssen ab- 
warten, w ie  attraktiv sich die 
HO-Verkäufe auf diesen Ge­
bieten jetst erweisen werden. 
Es w ar bis je tz t  ke in  Ruhm 
fü r  die sowjetzonalen Quali­
täten und Preise, daß vie le Be­
wohner der Sowjetzone und 
Ostberlins sich bei mancher 
W are, die je tz t ve rb illig t w ird, 
immer noch überlegen mußten, 
ob sie diese nicht doch in W est­
berlin  kaufen, obwohl sie dabei 
ihre schwerverdiente Ostmark 
im  Verhältnis 4 : 1 und zu einem 
noch schlechteren Kurs in W est­
mark Umtauschen mußten. Ob 
diese Überlegungen je tz t zu 
Ende sind, nachdem sow jet­
zonale Damenstrümpfe aus P e r ­
lon  jetzt von 14,85 DM  Ost auf 
11,SO DM Ost herabgesetzt w ur­
den . . .  ?

Rulganins Brief
Bundeskanzler Dr. Adenauer 

hat in der Ansprache \ror der 
amerikanischen Universität Y a le  
den B rie f des sowjetischen M i­
nisterpräsidenten Bulganin ohne 
direkte Bezugnahme auf dieses 
Dokument m it einer a llgem ei­
nen Feststellung bereits beant­
w ortet. E r sagte nämlich, die 
Bundesregierung w erde die 
vorgesehenen Planungen hin­
sichtlich der Aufstellung deut­
scher Soldaten erfü llen ; die an­
gekündigte Verringerung der 
sowjetischen Streitkräfte w erde 
auf die» deutschen Verte id i­
gungsanstrengungen keinen E in­
fluß haben. Bulganin hatte den 
Bundeskanzler bekanntlich dazu 
aufgefordert, die internationa­
len Abrüstungsbemühungen zu 
fördern, und zwar vo r allem 
dadurch, daß er „in  W est­
deutschland nicht eine Entw ick­
lung zulassen w ird, d ie den
Interessen der europäischen 
Sicherheit zuw iderläu ft und zur 
Verstärkung des Wettrüstens 
führen würde“ .

D ie Stellungnahme des Bun­
deskanzlers w ar zu erwarten  
und ist zu billigen . D er B rie f 
Bulganins an Adenauer ist näm­
lich an den Regierungschef
eines Landes gerichtet, das



Lieber Leser!
W ir  w ollen  gern  wissen, w ie die 
Verteilung unserer Wochenaus- 
gabe in der sowjetischen Be­
satzungszone funktioniert. D ie 
Namen unserer Leser interes­
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen­
der an fo lgende Adresse zu 
schicken:

Herrn H. R e g a l  
Berlm -Tem pelhof 1 

Manfred-v.-Riclitliofeii-S 'tr. 2, I I  
F a lls  Sie den kleinen TAG  

m it der Pos t erhalten, entfernen 
Sie b itte Ih re Anschrift, nicht 
aber die Marke von dem B rie f­
umschlag und schicken Sie ihn 
in einem anderen Briefumschlag 
an die ob ige Anschrift.

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

Adenauers Antwort an Bulgamn
Deutscher NATO-Beitrag unverändert

N ew  Haven (Connecticut), (A P/D PA ). D ie  Stellung der Bun­
desrepublik zur Sowjetunion und zum W esten w ar das beherr­
schende Thema einer großen Kede, d ie Bundeskanzler D r. 
Adenauer vor der amerikanischen Xale-TTmversität hielt. D ie  
Ansprache wurde als eine indirekte A n tw ort auf das persönliche 
Schreiben des sowjetischen M inisterpräsidenten Bulganin an 
den Kanzler gewertet. Adenauer versicherte, daß die von der 
Sow jetunion angekündigte Truppenverringerung keinen Einfluß 
auf den deutschen Verteidigungsbeitrag' haben werde. D ie Bun­
desrepublik werde weiterhin ein verläßlicher Partner des 
W estens bleiben, w ie  andererseits die. Erhaltung der m ilitä ri­
schen Stärke des W estens d ie erste und unerläßliche Voraus­
setzung fü r Frieden  und F reihe it sei.
Adenauer, der vor der Yale-

Universität anläßlich der V er­
leihung der Ehrendoktor-W ürde 
sprach, ermahnte den Westen, 
auch nicht fü r  einen Augenblick 
in  seiner Wachsamkeit gegen­
über der neuen sowjetischen 
P o litik  nachztilassen, die ge-

Dulles warnt vor Moskau
Gegen Abbau der Militär- und Wirtschaftshilfe

W ashington (A P ). D er ameri­
kanische Außenminister D iilles 
hielt vor dem Staatscollege von 
Iow a  eine große politische Kede, 
in  der e.r unter H inweis darauf, 
daß die Sowjetherrscher „g igan ­
tische Anstrengungen“  zum Aus­
bau ihrer militärischen Macht 
unternähmen, das amerikanische 
V olk eindringlichst warnte, seine 
Sicherheit b illig  einzuhandeln.

Dulles betonte, daß, solange 
die Gefahr des internationalen 
Kommunismus bestehe, fü r die 
Verein igten Staaten auch die 
Notw endigkeit erhalten bleibe, 
jährlich etwa 40 Mrd. Dollar 
(168 M illiarden D M ) fü r die 
S treitkräfte und die m ilitärische 
und w irtschaftliche Auslands­
lin ie  zu veranschlagen. Diese 
Summe stelle gleichsam die 
Präm ie fü r eine „Friedensver­
sicherung" dar.

D er Außenminister wandte 
sieh gegen eine falsche Aus­
legung des B egriffes Neutra li­
tät. Eine Neutralitätspolitik, die 
vorgebe, daß ein Volk  seine Si­
cherheit am besten dadurch er­
langen könne, wenn es dem 
Schicksal anderer gleichgültig  
gegenüberstehe, nannte Dulles 
„unmoralisch und kurzsichtig".

D er amerikanische Außenmi­
nister trat fü r Aufrechterhal­
tung des W irtschaf6s-Hil.fepro- 
grämms, m öglicherweise sogar 
fü r eine Erw eiterung ein und

meinte, es w äre „eine Iron ie", 
wenn sich die USA in demselben 
Augenblick von diesem Gebiete 
zurückziehen wollten, in dem 
die Sowjetunion es betrete. M os­
kau dehne sein Herrschafts­
geb iet immer w eiter aus, indem 
es dem kommunistischen China 
und seinen osteuropäischen Sa­
telliten  M ilitärh ilfe  gewähre. Es 
verlocke je tz t fre ie  Völker durch 
Angebote von Krediten  fü r P.ü- 
stungsgüter.

fähriiehcr sei als das frühere 
aggressive Vorgehen. D ie So- 
w jetführer seien nach w ie vor 
nicht bereit, die Haupte rsachcn 
der Spannung in der W e lt  zu 
beseitigen, w ie ihr Verhalten in 
der Deiitsehiandfrage deutlich 
beweise.

D ie F rage  der W iederverein i­
gung nahm einen breiten Raum 
in der Rede des Bundeskanz­
lers ein. E r sagte seinen ame­
rikanischen Zuhörern:

„Betrachten Sie die deutsche 
Frage, die F rage der deut­
schen W iedervereinigung, nicht 
allein als eine F rage  des deut­
schen und als eine F rage  des 
natürlichen Rechts. D ie  F rage  
der deutschen W iederverein i­
gung ist die F rage der Stab ili­
tät Europas und damit der 
Stabilität des W eltfriedens."

55Senat läßt sieh nicht verführen44
Suhr zum Störungsmanöver Eberls

B erlin  (Eigenbericht). V or dem 
Berliner Abgeordnetenhaus hat 
der Regierende Bürgerm eister 
Suhr in  einer einmütig g eb il­
lig ten  Erklärung über die Situa­
tion Berlins erneut festgestellt : 
„D er Senat ist die einzige und 
a llein ige legale Regierung von 
ganz Berlin .“  Der B r ie f des 
„H errn  E b e r f  stelle offenbar 
einen ähnlichen Versuch dar, 
auf die Sitzung des Abgeord­
netenhauses einzuwirken w ie 
„die Sirenengesänge der Volks­
kammer der D D R  am Vorabend 
der Bundestagsdebatte“ . Der 
Senat werde sich aber nicht von 
der anderen Seite „au f irgend­
welche Irrw ege  verführen las­
sen“ . ‘

Suhr w ies darauf hin, daß die

Bemühungen des Senats auf 
eine Erleichterung des Verkehrs 
und der Beziehungen zwischen 
den Berlinern in beiden Teilen  
der Stadt abzielten, während 
Ebert glaube, sich m it Bespre­
chungen über BVG -Tarife in 
die inneren Verhältnisse des 
freien Berlin  einmischen zu 
können.

Allen Störungsmanövern zum 
T rotz  werde sich der Senat, be­
tonte Suhr abschließend, w e i­
terhin darum bemühen, durch 
technische Kontakte das Zu­
sammenleben der Berliner zu 
erleichtern. Senatsrat K ra ft sei 
bevollmächtigt, mit den Ost- 
berliner Dienststellen entspre­
chende Verhandlungen zu füh­
ren.



So rechnete Chrustschow ab
Angriffe auf Stalin — US-Außenamt veröffentlicht Rede
W ashington (A P/D PA ). Das FS-Außenministerium hat den 

vollständigen T e x t  der Rede veröffentlicht, die Parteisekretär 
Chrustschow vor dem X X . Parteikongreß der K PdSU  gehalten 
und m it der er d ie Anti-Staiin-Kam pagne eingeleitet hat. 
Chrustschow bezichtigt darin seinen Vorgänger der „Intoleranz, 
der B rutalität und des M ißbrauclis der Macht“ . D ie wichtigsten 
Punkte der in ihren Formulierungen außergewöhnlich scharfen 
Rede sind:

139 Vollm itglieder und Kandi­
daten des Zentralkomitees an­
geordnet. Nach M itteilung 
Chrustschows hat der Oberste 
Gerichtshof von 1954 bis F e ­
bruar 1956 7679 Personen —  
zum T e il erst nach ihrem Tode 
— rehabilitiert.

W örtlich  erklärte Chrustschow 
zu diesem Kom plex: „Stalin
.prägte den B egriff des . Volks­
feindes und ermöglichte da­
durch die Anwendung der grau­
samsten Repressalien . . . Das 
w illkürliche Verhalten einer 
Person förderte und erlaubte 
die W illkür anderer. Massen­
verhaftungen und Deportatio­
nen v ie ler Tausender, die ohne 
Prozeß  und ohne normale Un­
tersuchung hingerichtet w ur­
den, schufen Bedingungen der 
Unsicherheit, der Furcht und 
sogar der Verzw eiflung."

4. Stalin habe die sowjetische 
Außenpolitik so exzentrisch und

1. Chrustschow beschuldigte 
Stalin, die L iqu id ierung des 
ehemaligen Außenministers Mo- 
lotow  und des stellvertretenden 
M inisterpräsidenten M ikojan ge ­
plant zu haben.

2. Zur Zeit der deutschen In ­
vasion habe Stalin persönliche 
Feighe it und nahezu krank­
hafte Depressionen gezeigt. 
Stalin sei verantwortlich für 
„wahnsinnige militärische In ­
terventionen“ , die Hunderttau­
senden von sowjetischen Sol­
daten das Leben kosteten. „D ie 
schlimmste dieser Interventio­
nen w ar der erfolglose Versuch, 
gegen den Rat des sowjetischen 
Oberkommandos 1942/43 Char­
kow  einzukreisen . . . W ir  soll­
ten festhalten, daß Stalin die 
m ilitärischen Operationen am 
Globus geplant h a t . . . Das ist 
Stalins militärisches ,Genie'."

3. Stalin habe seinen alten 
Genossen absichtlich Verbre­
chen vorgeworfen, die sie n ie­
mals begangen hätten. Chrus­
tschow beschuldigte Stalin, al­
le in  nach dem X V II .  Pa rte i­
kongreß 1934 die Verhaftung 
von 1108 der 1866 Delegierten 
dieses Kongresses „wegen ge ­
genrevolutionärer Verbrechen“ 
befohlen zu haben. 1937 und 
1938 habe er die Verhaftung 
und H inrichtung von 98 der

w illkürlich  geleitet, daß die in ­
ternationale Stellung der So­
w jetunion dadurch wesentlich 
geschwächt worden sei.

5. Chrustschow zitierte fo l­
gende Äußerung Stalins über 
T ito : „Ich  werde meinen k le i­
nen F in ger krümmen, und dann 
w ird  es keinen T ito  mehr ge­
hen." D er Parteisekretär fügte 
hinzu: „W ir  haben dafür teuer 
bezahlt. D iese Feststellung 
sp iegelte Stalins Größenwahn 
w id e r . . . Stalin hatte das Be­
wußtsein fü r die Realität ver­
loren. E r stellte seinen Hoch­
mut nicht nur im  H inblick auf 
Personen der UdSSR zur 
Schau, sondern auch im  H in ­
blick auf ganze Parteien  und 
Nationen."

6. über Marschall Shukow 
habe Stalin verleumderische 
Geschichten m it der Absicht in 
Kurs gebracht, den m ilitäri­
schen R u f Shukows herabzu­
setzen. Am  Ende des zweiten 
W eltkrieges habe .er ihn ins 
E x il geschickt.

A ls  Beispiel fü r Stalins A rg- 
wohrn teilte Chrustschow mit, 
daß Stalin Marschall Woroschi- 
low, das je tz ige  Staatsober­
haupt, beschuldigt habe, ein 
Agent der Engländer zu sein 
und eine Abhörvorrichtung in 
W oroschilows W ohnung ange­
bracht habe.

Kaganowitsch zurückgetreten
Der letzte Alt-Bolschewik mußte gehen

Moskau (A P ). Der stellver­
tretende M inisterpräsident der 
Sowjetunion, Lazar Kaga.no- 
witsch, ist von dem Posten des 
Vorsitzenden des staatlichen 
Kom itees fü r Arbeits- und 
Lohnfragen zurückgetreten. Zu

Die ersie Sowjet-Statistik
200 M illionen Einwohner — 4,8 M illionen hat Moskau

Moskau (D PA ). D ie Sow jet­
union hat m it der bisherigen 
P rax is  gebrochen, statistische 
U nterlagen als Staatsgeheimnis 
zu betrachten. Sie veröffent­
lichte je tz t zum ersten Male 
einen, 262 Seiten umfassenden 
Band m it statistischen Angaben 
über die Volkswirtschaft der 
UdSSR.

Nach diesen Unterlagen w ird  
die Bevölkerung der Sow jet­
union von amtlicher Seite auf 
200 200 000 Menschen geschätzt. 
1939, als die letzten Bevölke­

rungsziffern bekanntgegeben 
wurden, hatte die Sowjetunion 
170 600 000 Einwohner. E in  Jahr 
später wurden dann Litauen, 
L e tt lan d ,. Estland und Bessara- 
bien der Sowjetunion einver­
leibt. W ie  aus der Statistik 
w eiter hervorgeht, ist die Ge­
burtenziffer von 1940 bis 1953 
stark abgesunken, und zwar 
von 31,7 Geburten auf 1000 
Menschen im  Jahre 1340 auf 24,9 
im  Jahre 1953. Die Einwohner­
zahl von Moskau w ird  mit 
4,8 M illionen angegeben.

seinem Nach fo lger -wurde der 
Vorsitzende der' Unionskammer 
des Obersten Sowjets, A lexan­
der Petrow itsch W olkow , er­
nannt.

über die Gründe des Rück­
tritts von Kaganowitsch verlau­
tet nichts. In  einem kurzen 
Kommunique heißt es lediglich, 
Kaganowitsch sei auf eigenen 
Wunsch von seinem Am t ent­
bunden worden. E r  bleibt je ­
doch ebenso w ie M olotow  ste ll­
vertretender M inisterpräsident.

KAganowitsch, ein Bolsche­
w ist der alten Garde, gehört 
seit 1911 der kommunistischen 
Bewegung an. 1922 ernannte ihn 
Stalin zum Le ite r  der Perso­
nalabteilung der Pa rte i und 
sandte ihn überall dorthin, wo 
zu säubern und das Regim e 
Stalin zu festigen war. Bulga- 
nin, Chrustschow und Malen- 
kow sind in der Ära Kagano­
witsch zu leitenden Posten im  
Parte iabparat. auf gestiegen.



So sind sie wirklicht

Kirsanow wollte ihn erschießen . . .
In  der W ilhelm -Pieck-Str. 11, 

fast neben dem Parteihaus der 
SED, g ib t es ein schlichtes An­
waltsbüro: „D r. Friedrich  K a r l 
Kaul, Sprechstunden nach V er­
einbarung.“  Man braucht ihn 
nicht besonders -vorzustellen, 
den SED-Chef’Verteidiger: In
Moabit und vor -westdeutschen 
Gerichten hat er laut genug die 
Paragraphen fü r die SED zu­
rechtgebogen ■— oder es w en ig­
stens versucht. Und in Ostberlin 
kennen sie ihn nicht nur aus 
seinen Büchern, die der Pa rte i­
verlag  als „juristische Anklagen 
eines deutschen Patrio ten " an­
zupreisen versucht. W er ist 
dieser Kau l aber -wirklich? Is t  
er ein Kommunist?

Antifaschist w ider W illen
Kau l ist 1906 in  Posen ge­

boren. Sohn eines reichen K au f­
manns, studierte er in H eidel­
berg  und Berlin. 1929 machte 
er sein Referendarexamen und 
wurde an der Berliner U niver­
sität angestellt. H ier  promo­
vierte  er zwei Jahre später zum 
Dr. jur.

D ie Nazis setzten ihn als 
N ichtarier vo r die Tür, ließen 
ihm aber seine Praxis, da er 
sich vor 1933 auch fü r N atio ­
nalsozialisten betätigt hatte. 
Seine Verhaftung 1935 erfolgte 
auf Grund nie gek lärter Verb in­
dungen zu dem von H itle r  er­
mordeten SA-Stabschef Rohm. 
1937 wanderte Kau l nach K o ­
lumbien aus, sein Verm ögen 
hatten ihm die NS-Behörden 
belassen. In  N ikaragua wurde 
er 1941 als Deutscher interniert. 
Zu dieser Zeit gehörte er bereits 
zur Strasser-Gruppe. Es ist 
allerdings möglich, daß er schon 
damals die deutsch-amerika­
nischen Nazis fü r die Sow jet­
spionage unterlief. Ende 1942 an 
die USA ausgeliefert, kehrte er 
als einer der ersten Amerika- 
Em igranten in die Sowjetzone 
Deutschlands zurück. D ie V V N  
w ar es, die ihn hier zum „A n ti­
faschisten w ider W illen " stem­
pelte. Für sie verdiente sich der 
„KZ-Insasse und Rassenver­
fo lg te “ die ersten Nachkriegs­
sporen. Sie bestanden vornehm­
lich in der Durchfechtung kom­
munistischer Pensionsansprüche 
in  W estberlin ,

FRIEDRICH KARL KAUL

1947 entdeckte ihn die SED. Eine 
Reihe prozessierender Kommu­
nisten hatte ihn dem Zentral­
komitee empfohlen. Vom  Justi­
tia r des „Berliner Rundfunks“ 
rückte Kau l zum Chef Verteidiger 
der „Nationalen Front“ , P r iv a t­
anwalt führender SED-Funktio- 
näre und —  zum Schriftsteller 
auf. 1948 veröffentlichte Kau l in 
der sowjetamtlichen „Täglichen 
Rundschau“ unter dem Pseudo­
nym „D r. F r itz  Starck“ eine 
Artike lserie gegen die USA, die 
wortw örtlich  aus dem „V ö lk i­
schen Beobachter übernommen 
war. Chefredakteur Oberst K ir ­
sanow jag te  ihn damals m it 
Fußtritten  aus dem Redaktions­
gebäude am Friedrichshain und 
drohte ehrlichen H erzens: 
„Komm en Sie w iederr, und , ich 
schieße Sie überr den H au fen !" 
Kau l änderte sein Pseudonym 
und schrieb Hörspiele über 
Westdeutschland, fü r das^ 
„Staatliche Rundfunkkomitee“ . * 
E in  halbes Dutzend Büchelchen 
sind seither von ihm erschie­
nen. Sie könnten auch im  „V ö l­
kischen Beobachter“  abgedruckt 
worden sein . . .

Pro Menschenraubes 
10 000 Mark!

Die Chefin des ehemaligen 
„Rechtsausschusses der Nationa­

len  Fron t“ , H ilde Adolph (SED), 
hat dem Genossen Kau l fü r die 
Verteid igung eines im  W esten 
gefaßten Menschenräubers durch­
schnittlich 10 000 Ostmark ge ­
zahlt. Kau l ist so zu einem der 
reichsten SED-Funktionäre g e ­
worden. Sein Konto läuft m it 
einer sechsstelligen Zahl. B e­
reits 1950 verdiente er laut 
Steuerauszug 144 029 D M  Ost.

Es hat diesen Kau l n ie inter­
essiert, w en er verteid igte. E r 
stellte seine Paragraphenkennt­
nis in  den Dienst der kommu­
nistischen Sache, w ie  er' bereit 
gewesen w ar, fü r Strasser eine 
„Nationale Bewegung“ aufzu­
bauen. Kau l hat v ie le  Feinde 
in  der SED. Aber er hat sie a lle 
in  der Hand, die heutigen M in i­
ster und Staatssekretäre. Da­
mals, als sie noch um kleine 
Pensions- und W iedergu t­
machungsansprüche kämpften, 
haben sie ihm zum T e il mehr 
erzählt als der Kaderabteilung 
des SED-Zentralkomitees. Aber 
Kau l w eiß  sein Schweigen w ie  
sein W issen zu verkaufen. Sein 
Wunschtraum ist die „Staats­
funktion“. 1947 äußerte er ein­
mal den Wunsch, Justizminister 
zu werden. Ob er das erreichen 
w ird , is t fraglich. K a u l ' ist 
selbst fü r die Kommunisten mo­
ralisch und politisch zu bela­
stet. Außerdem empfinden sie, 
daß er nicht zu ihnen gehört. 
Seine Rabulistik kommt ihnen 
zugute, aber ihn selbst halten 
sie sich gerne auf D istanz.’

W enn das, wras jetzt in Ost­
berlin  gemunkelt w ird , wahr 
werden soll —  Kau l als L e ite r  
eines „Kom itees zur Befreiung 
der politischen Gefangenen“  — , 
dann plant die SED m it dieser 
Ernennung einen besonderen 
Coup. (Siehe auch Seite 60 E in 
Dr. Kau l feh lt ih r gerade noch 
in  ihrer Kam pagne fü r die 
H andvoll verhafteter westdeut­
scher Kommunisten, m it denen 
sie seit Monaten von gewissen 
Vorgängen in der Zone abzulen­
ken versucht. Kau l w äre der ge­
eignete Mann, um einen Kuh­
handel m it den rund 10 000 po­
litischen H äftlingen  der Zone 
vorzuschlagen. Seine B iogra­
phie sei darum den Ereignissen 
vorausgeschickt —  als Kriterium  
fü r die Absichten der SED.



Was will die SED mit Angeniort?
Durchsichtiges Tauziehen hm un<inrehsichtiges „Kom itee“

Seit ein igen Tagen  hat sieh in  der oberen Friedrichstraße in 
Ostberlin eine Gruppe von Tarnten etabliert, d ie hier „In form a­
tionen über verhaftete Patrioten in  Westdeutschland“  zu sam­
meln vorgeben. Zu ihnen gehört der aus einem westdeutschen 
Gefängnis ausgebrochene FDJ-Koitspirateiu ’ W o lfgan g  Seiffert 
w ie auch e in  halbes Dutzend anderer KP-Funhtionäre, denen 
der Boden in der Bundesrepublik zu heiß geworden ist. In  P a r ­
teikreisen firm iert dieses Unternehmen flüsternd als „Kom itee 
zur Befreiung der politischen Gefangenen“ , und man w ill  w is­
sen, daß die SE I) in absehbarer Zeit ein solches „Komitee.“  m it 
dem SED-Am valt I )r .  K au f an der Spitze legalisieren w ill 
fsiehe B iographie Seite 5).

Gewisse Anzeichen deuten 
darauf hin, daß derartiges in  
A n griff genommen w ird. D ie 
SED w ill —  w ie bereits festge­
stellt —  einen Kuhhandel m it 
politischen Gefangenen. Sie w ill 
eine Reihe politischer H ä ftlin ge 
iti der Sowjetzone, deren F re i­
lassung einfach nicht mehr zu 
umgehen ist, gegen  in der Bun­
desrepublik wegen schwerer 
Vergehen verurteilte Kommu­
nisten austausehen. Dieses A n ­
sinnen w ird  vorerst nur auf 
der H intertreppe diskutiert, 
aber die SED hat bereits deut­
lich zu erkennen gegeben, daß 
Sie einem Solchen Handel nicht 
abgeneigt sei.

B ei Fa ll Angeniort
Seit etwa zwei Wochen führt 

die Ostpresse eine neue Kam ­
pagne fü r den zu fün f Jahren 
Freiheitsentzug verurteilten 
Chef der illega len  W est-FD J, 
Jupp Angeniort. Zw ei Dutzend 
anderer Kommunisten werden 
fast täglich in den sowjetzona­
len Zeitungen als „O p fer des 
'westdeutschen Justizterrors“ 
z itiert. W aren A ngen fort und 
seine Genossen der SED vor 
einem Jahr noch willkommene 
M ärtyrer, deren Freilassung 
man geradezu fürchtete, so 
lieg t der SED gegenw ärtig  a l­
les an einer „Befreiung“ ihrer 
verhafteten Funktionäre. W as 
aber ist der Grund fü r diesen 
Gesinnungswandel.

D ieser A ngen fort hat inner­
halb seiner Organisation derart 
autokratisch fungiert, daß m it 
seiner Verhaftung das gesamte 
konspirative Wetz der W est- 
F D J  aufgeflogen ist. D ie w est­
deutsche! FDJ-Gruppen liefen  
führerlos auseinander, ein ige 
fanden den Kontakt nach Ost­
berlin, andere deeouvrierten sich 
tind ganze Hundertschaften

w eiterer Jungkommunisten, de­
ren Tä tigkeit mehr auf der 
östlich-geheimdienstlichen als 
auf einer politischen Ebene lag. 
Angen iort hatte alles „über­
organ isiert". Ehe er nicht fre i* 
kommt, fä llt  die westdeutsche 
F D J  nicht w ieder auf die 
Beine.

Zerfall der K PD
Ähnlich ist es m it der K P D . 

K.P-Chef- Reimann und der 
halbe Parteivorstand haben als 
stän^gen  „Regierungssitz“ Ost­
berlin. D ie Anleitung der w eit* 
versprengten K P -G ruppen  ist 
ungeheuer schwierig geworden. 
D ie „Em igranten“ haben jede 
Autorität verloren. Täglich  w e r ­
den neue Parteiaustritte nach 
Berlin  gemeldet. V o r allem  in 
den Industriegebieten fehlen 
der W estabteilung des SED- 
Zentralkomitees je tz t  die „schlag­
krä ftigen  K ader“ fü r Streik­
aktionen und kommunistische 
Störmanöver. Wur die verhafte­
ten Kommunisten wären Im­
stande, den Zerfa ll ze itw e ilig  
aufzuhalten. Gerade als sie im

B erlin  (Eigernneldung). A u f 
neue Schwierigkeiten in  der 
Zahlung der Staatszuschüsse 
durch die Sow jetzonen-Regie- 
rung an die Evangelische 
K irche hat Bischof D. Dibelius 
im  Anschluß an seine P red ig t 
in der Ostberliner Marienkirche 
hingewiesen. E r  forderte die 
evangelischen Christen zu Spen­
den fü r die finanzielle Unter­
stützung der Gemeinden der 
Berliner Randgebiete und in  
der Zone auf.

W ie  aus kirchlichen Kreisen 
bekannt w ird , werden die Zah­
lungen neuerdings w illkürlich

SSD, herhörenl
D er k leine  TA G  w ird ver­

sandt und verte ilt ohne 
Rücksicht aut die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Em pfänger 
sogar besonders beliebt* 
denn sie haben es nötiger  
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat. 
daß seine Post überwacht 
w ird , kann den kleinen TAG  
also ruhig: bei der Po lize i 
oder beim  B ürgerm eister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird  e r  auch dort gern 
gelesen.

Herausgeber: Deutschland-Ver­
la g  GmbH., BerXm-Tempelhof 1, 
M anfred - von - Xtichthöf en-Str. 2. 
D rlick : W . Büxenstem» GmbH.

B egriff waren, die konspirative 
A rb eit der K P D  neu zu organ i­
sieren, ereilte sie der lange fä l­
lig e  Prozeß.

Das sollte man bedenken, ehe 
man sich näher m it der SED- 
Forderung nach einer General­
amnestie fü r  die Angen fort und 
Genossen befaßt. Eine Fre ilas­
sung der rech tskrä ftig  verur­
te ilten  westdeutschen K P-Füh- 
rer  lieg t im  höchsten Interesse 
der SED. Sie ist heute bereits 
der Ansicht, daß man einen 
„Kuhhandel“  wagen soll. Sie 
w ird  in  ein igen Monaten bereit 
sein, einen noch höheren P re is  
zu zahlen.

vorgenommen und durch neue 
Einschränkungen in  F rage  g e ­
stellt. D ie K irche sei nicht mehr 
in  der Lage , m it bestimmten 
Summen rechnen zu können.

W eniger Arbeitslose in  Berlin
Berlin  (Eigenm eläung). D ie 

Zahl der Arbeitslosen in Berlin 
ist im  M ai um 5041 au f insge­
samt 114 463 zurückgegangen. 
A n  dem erneuten Rückgang der 
A rbeitslosenziffer waren w ie­
derum die Bauwirtschaft und 
d ie von ihr abhängigen W irt­
schaftszweige maßgeblich betei­
l i g t

Pankow sperrt Gelder für die Kirche
Zahlungen werden willkürlich vorgenommea



Chrusischows Deutschland-Ansicht

«Hunier von den Schienen, sonst gibi es 
nie KontaMI Der russische Teddy zeigt die Zähne j
Bulganins Brief

(Fortsetzung von Seite 2)
auch heute noch nicht über eine 
einzige D ivision verfügt. A  b - 
r ü s t e n  kann es also nicht. 
A llerd ings kann es auch nicht 
au f den Aufbau einer angemes­
senen Verteid igungskraft ver­
zichten. D er deutsche B eitrag 
zur Lösung des Abrüstungs­
problems kann deshalb nur dar­
in  bestehen, daß w ir  die eigene, 
noch in den ersten Anfängen 

^stehende Rüstungsplanung m it 
} einer internationalen Abrüstung 

sinnvoll koordinieren, fa lls  diese 
verw irklicht werden sollte. 
H ierzu  aber w ar die Bundes­
regierung schon immer bereit.

W enn nun Bulganin meint, 
daß eine die Abrüstung fö r ­
dernde H altung der W est­
mächte und der Bundesrepublik 
„zw eife llos auch zur Lösung des 
Problem s der W iederverein i­
gung Deutschlands beitragen 
w erde“, so ist das wiederum

nur eine sehr unverbindliche 
Andeutung, deren reale E in­
schätzung mehr oder w eniger 
eine F rage  der Phantasie ist. 
Selbst wenn sie einen prakti­
schen W ert hatte, dann blieben 
gegenüber der deutschen W ie ­
dervereinigung noch so unan­
nehmbare Forderungen Moskaus 
bestehen w ie z. B. die gesamt­
deutsche Übernahme der „sozia­
listischen Errungenschaften" 
der Sowjetzone.

D er B r ie f Bulganins w ird  in 
Bonn vo r seiner Beantwortung 
dennoch so rg fä ltig  geprü ft w er­
den. Im merhin sammelt sich 
m it der von M ollet überm ittel­
ten Äußerung Chrustschows und 
dem B rie f Bulganins zwischen 
Moskau ' und Bonn allmählich 
ein politischer Stoff an, der eine 
informatorische Einschaltung 
des deutschen Botschafters beim  
K rem l als nützlich erscheinen 
läßt.

Betonbunker gegen Grenzgänger
Furth im  W alde (A P ).  Im  Ge­

gensatz zur tschechoslowakisch­
österreichischen Grenze, w o  
tschechische Einheiten die Sta­
cheldrahtverhaue entfernen, ent­
stehen an der bayerischen 
Grenze neue Befestigungen. 
Tschechische Truppen bringen 
neue Stacheldrahtverhaue an, 
d ie nach Beobachtungen der 
bayerischen Grenzpolizei elek­
trisch geladen werden sollem  
Im  gesamten Grenzraum entste­
hen neue Bunker und Panzer­
sperren aus Beton. Außerdem 
wurden neue hölzerne Beobach­
tungstürme aufgestellt, deren 
Posten  durch Fernsprech- und 
Funksprechverbindung m it dem 
Hinterland verbunden sind. Zu­
ständige Stellen glauben, daß 
durch diese Befestigungen der 
illega le  Grenzverkehr unterbun­
den werden soll.



BILDER DER WOCHE. Oben: Das Olympische Feuer brennt, die internationalen Reiter­

spiele in Stockholm haben begonnen. — Unten: Der Stolz der US-Kriegsmarine, der 

Welt größter und modernster Flugzeugträger „Saratoga“ hat New York verlassen und 

begann seine Erprobungsfahrtem aui dem Meer.;


